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(Nr. 13164.) Geſetz, betreffend die Gewährung von Zwiſchenkredit bei Rentengutsgründungen. Vom 
30. Oktober 1926. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 8 
81. 

(1) Der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung) dürfen zur Gewährung von Zwiſchenkredit bei der 
Errichtung von Rentengütern 40 Millionen Reichsmark zur Verfügung geſtellt werden. 

(2) Die aufkommenden Zinſen ſind von der Preußiſchen Staatsbank an die Staatskaſſe abzuführen. 

(3) Wird der der Preußiſchen Staatsbank auf Grund dieſes Geſetzes zur Verfügung geſtellte Betrag 
an die Staatskaſſe zurückgezahlt, fo iſt er zur Verſtärkung der geſetzlichen Schuldentilgung zu verwenden. 

(4) Über die Verwendung des der Preußiſchen Staatsbank zur Verfügung geſtellten Betrags iſt 
dem Landtag alljährlich Rechnung zu legen. 

82. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im 81 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu beſchaffen. 
Dieſer Kredit ſtellt einen Teilbetrag des durch das Geſetz vom 16. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 50) 
über die Bereitſtellung von Geldmitteln für die Ausgeſtaltung des ſtaatlichen Beſitzes an Bergwerken, 
Häfen und Elektrizitätswerken ſowie zur Förderung der Landeskultur bewilligten Kredits von 150 Mil- 
lionen Reichsmark dar. 

83. 

Rückeinnahmen, Gewinnanteile und Zinſen, die bisher auf Grund des §2 des Geſetzes, betreffend 
die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Förderung der Landeskultur und der inneren Koloniſalion, 
vom 28. Mai 1913 (Gefekfamml. S. 293) und des §3 Abſ. 3 des Geſetzes, betreffend die. Bereitſtellung 
von Staatsmitteln zur Förderung der Anſiedlung, vom 6. Auguſt 1921 (Geſetzſamml. S. 482) den Fonds 
der genannten Geſetze zufloſſen, fließen vom Inkrafttreten dieſes Geſetzes ab dem Fonds dieſes Geſetzes zu. 


9 4. 

Die zuſtändigen Miniſter erlaſſen die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Vorſchriften. 
85. 

Dieſes Geſetz tritt am Tage feiner Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 30. Oktober 1926. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 
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(Nr. 13165.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Urbarmachung von ſtaatlichen Mooren. 
i Vom 5. November 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. 


Dem Staatsminiſterium wird ein weiterer Betrag von 2 300 000 Reichsmark zur Urbarmachung 
von ftaatlichen Mooren in den Provinzen Hannover und Schleswig⸗Holſtein zur Verfügung geſtellt. 


g 9 2. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im 8 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu beſchaffen. 
Dieſer Kredit ſtellt einen Teilbetrag des durch das Geſetz vom 16. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 50) 
über die Bereitſtellung von Geldmitteln für die Ausgeſtaltung des ſtaatlichen Beſitzes an Bergwerken, 


Häfen und Elektrizitätswerken ſowie zur Förderung der Landeskultur bewilligten Kredits von 150 Mil⸗ 
lionen Reichsmark dar. 


93. 


Die Erlöſe aus dem Verkaufe der mit Anleihemitteln urbar gemachten Moore, und zwar nicht nur 
die baren Kaufſummen, ſondern auch bei Verkäufen gegen Rentenzahlung die Renten, ſind vorweg zur 
verſtärkten Tilgung von Anleihen zu verwenden. 


84. 


Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und 
dem Finanzminiſter ob. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 5. November 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13166.) Verordnung über die Lockerung der Wohnungszwangswirtſchaft. Vom 11. November 1926. 


Auf Grund der §§ 1,6 und 10 des Wohnungsmangelgeſetzes vom 26. Juli 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 754), des 
852 Abſ. 1 Satz 1 des Geſetzes über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter vom 30. Juni 1926 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 347) ſowie des § 22 Satz 3 des Reichsmietengeſetzes vom 24. März 1922 (Reichsgeſetzbl. S. 273) wird nach 
Anhörung und, ſoweit erforderlich, mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſters unter Vorbehalt jederzeitigen 
Widerrufs folgendes angeordnet: 61 


Auf Wohnungen mit einer Jahresfriedensmiete von 
a) 3 000 / und mehr in Berlin, 
b) 2400 » » » „ den übrigen Orten der Sonderklaſſe, 
o mer Orten der Ortsklaſſe A, 
d) 1 300 * » » » » » * 9 B, 
e) 800 » » DE » » » O, 
10 500 » » * » » » » » D 


finden die Vorſchriften des Wohnungsmargelgeſetzes mit Ausnahme der $8 2 und 8 keine Anwendung jedoch iſt 
im Falle des $8 die Genehmigung der beteiligten Gemeindebehörden nicht erforderlich. 


8 2. 
Auf Geſchäftsräume finden die Vorſchriften des Wohnungsmangelgeſetzes keine Anwendung. 
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s 83. 

() Geſchäftsräume werden von den Vorſchriften des erſten Abſchnitts (88 1 bis 36) des Reichsgeſetzes 
über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter ausgenommen. 

(2) Die Aufhebung des Mieterſchutzes (Abſ. 1) gilt nicht für Geſchäftsräume, die Teile einer Wohnung 
bilden oder wegen ihres wirtſchaftlichen Zuſammenhanges mit Wohnräumen zugleich mit letzteren vermietet ſind. 

(3), Die Aufhebung des Mieterſchutzes (Abſ. J) gilt ferner nicht für Kündigungen, die zu einem früheren 
Zeitpunkt als dem 31. März 1927 wirkſam werden. 

8 4. 

(1) Geſchäftsräume werden von den Beſtimmungen des Reichsmietengeſetzes ausgenommen. 

2) Dieſe Befreiung gilt nicht für die im §3 Abſ. 2 bezeichneten Geſchäftsräume. 

(3) Eine Anderung der für das Vertragsverhältnis geltenden Mietzinsregelung vor dem 1. April 1927 
kann auf Grund des Abf. 1 nicht verlangt werden. 

8 5. 

(1) Soweit bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung die Inanſpruchnahme von Wohnungen der im 
$1 bezeichneten Art oder von Geſchäftsräumen rechtskräftig ausgeſprochen oder durchgeführt worden iſt, behält 
es bei den bisherigen Beſtimmungen und dem durch die Inanſpruchnahme geſchaffenen Zuſtande ſein Bewenden. 

(2) Ein vor dem Inkrafttreten diefer Verordnung anhängig gewordener Rechtsſtreit, welcher die Heraus⸗ 
gabe eines vermieteten oder ſonſt zum Gebrauch überlaſſenen Geſchäftsraums zum Gegenſtande hat, iſt nach 
den bisherigen Vorſchriften zu erledigen. 

$ 6. 
Als Geſchäftsraum im Sinne dieſer Verordnung gilt, was zur Zeit ihres Inkrafttretens nicht Wohnraum iſt. 


87. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Dezember 1926 in Kraft. 
Berlin, den 11. November 1926. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. N 


(Rr. 13167.) Zweite Verordnung über die Aufwertung der Anſprüche aus Pfandbriefen und Schuldver⸗ 
ſchreibungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten, von Stadtſchaften, Pfandbrief⸗ 
ämtern und gleichartigen öffentlich⸗rechtlichen Kreditanſtalten für den ſtädtiſchen Grundkredit 
und von Landeskulturrentenbanken. Vom 16. November 1926. 


Auf Grund der Artikel 94 Abſ. 2 und 117 Abſ. 2 der Durchführungsverordnung vom 29. November 1925 zum 
Aufwertungsgeſetze (Reichsgeſetzbl. I S. 392) und der Verordnung zur Durchführung der Aufwertung von 
Anſprüchen gegen öffentlich⸗rechtliche Grundkreditanſtalten vom 20. Januar 1926 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 96) wird 
hiermit verordnet: 

Artikel 1. 


Befreit ſich der Schuldner nach $ 9 der Erſten Verordnung über die Aufwertung der Anſprüche aus Pfand⸗ if} h 
briefen und Schuldverſchreibungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten uſw. vom 10. Dezember 1925 1 33 
(Geſetzſamml. S. 169) von feiner Schuld ganz oder teilweiſe durch Einlieferung von Pfandbriefen oder Schuld- 94 . 
verſchreibungen, ſo ſind ihm 95 vom Hundert der Sinfen, die für den hierdurch abgelöſten Teil der Schuld zur 1 y 
Teilungsmaſſe gefloffen find, aus dieſer zu erſtatten. Die Erträge dieſer Zinſen (§ 3e der Verordnung vom 10. De- 
zember 1925) verbleiben der Teilungsmaſſe. 

Artikel 2. 


al: 

(1) Die oberſte Verwaltungsdirektion einer landſchaftlichen (ritterſchaftlichen) Kreditanſtalt darf mit Zu⸗ 
ſtimmung der Aufſichtsbehörde von ihr ausgegebene Pfandbriefe und andere Schuldverſchreibungen im Sinne 
des § 1 der Erſten Verordnung über die Aufwertung der Anſprüche aus Pfandbriefen und Schuldverſchreibungen 
landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten ufw. vom 10. Dezember 1925 (Gefekfamml. S. 169) gegen 
Zahlung von mindeſtens 25 vom Hundert des nach § 17 Abf. 1 der genannten Verordnung feſtgeſtellten Gold- 
markbetrags der Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen aufkündigen. Die Kündigung kann auf Arten, Gruppen 
oder Jahrgänge von Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen beſchränkt werden. 

(2) Beſteht nach der Satzung der Kreditanſtalt ein Ausſchuß, ſo bedarf die Kündigung ſeiner Zuſtimmung. 


9 2. 
(1) Die zur Einlöſung der gekündigten Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen erforderlichen Mittel ſind 
den eigenen Mitteln der landſchaftlichen (ritterſchaftlichen) Kreditanſtalten zu entnehmen. 
Geſetzſammlung 1926. (Nr. 1316413167.) 85 
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(2) Die Kreditanſtalt nimmt mit den gekündigten Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen an der Ver⸗ 
teilung der Teilungsmaſſe nach § 19 der Erſten Verordnung über die Aufwertung der Anſprüche aus Pfand⸗ 
briefen und Schuldverſchreibungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten uſw. vom 10. Dezember 1925 
(Geſetzſamml. S. 169) teil. u 

(8) Sie darf die gekündigten und ihr eingelieferten Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen nicht wieder 
in den Verkehr bringen. 15 te: 

(1) Die landſchaftliche (ritterſchaftliche) Kreditanſtalt kann für die Umrechnung des Goldmarkbetrags der 
fälligen Kapitalbeträge in Reichsmark einen Stichtag beſtimmen. Der Stichtag darf nicht auf einen früheren Seit- 
punkt als einen Monat vor dem Fälligkeitstage gelegt werden. ; 

(2) Die Kreditanftalt kann beſtimmen, daß für jede zur Einlöfung der gekündigten Pfandbriefe oder Schuld- 
verſchreibungen zu zahlende Goldmark eine Reichsmark zu entrichten iſt, ſofern ſich bei der Umrechnung für das 
Kilogramm Feingold ein Preis von nicht mehr als 2820 Reichsmark und nicht weniger als 2 760 Reichsmark 
ergibt. 

f 84. 

(1) Die Kündigung erfolgt durch mindeſtens zweimalige Bekanntgabe der gekündigten Pfandbriefe oder 
Schuldverſchreibungen im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger. Sie iſt nur zum ⸗Schluſſe 
eines Kalendermonats zuläſſig. a 3 | 

(2) Die Kündigungsfriſt beträgt drei Monate und beginnt mit dem Tage der letzten Bekanntgabe. 


8 5. 
.) Die von der landſchaftlichen (ritterſchaftlichen) Kreditanſtalt gekündigten Pfandbriefe oder Schuld⸗ 
verſchreibungen müſſen zur Verfallzeit im umlaufsfähigen Zuſtand eingeliefert werden. 

(2) Erfolgt die Einlieferung nicht innerhalb eines Monats nach dem Fälligkeitstage (§ 4), fo kann die 
Kreditanſtalt den auf die nicht eingereichten Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen entfallenden Anteil in Reichs⸗ 
mark hinterlegen, ſofern nicht innerhalb der Friſt der Antrag auf Einleitung eines Aufgebotsverfahrens oder auf 
Zahlungsſperre nachgewieſen iſt. 

(3) Im Falle des § 15 Abſ. 1 Satz 2 der Erſten Verordnung über die Aufwertung der Anſprüche aus 
Pfandbriefen und Schuldverſchreibungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten uſw. vom 10. De⸗ 
zember 1925 (Geſetzſamml. S. 169) iſt die Kreditanſtalt zur Hinterlegung nur befugt, wenn der Gläubiger die 
Anmeldung ſeines Anſpruchs innerhalb der Friſt des Abſ. 2 unterlaſſen hat. 

(4) In der Bekanntmachung der Kündigung nach § 4 iſt auf die Folgen der Nichteinhaltung der Friſt 
hinzuweiſen. 


5 Artikel 3. 1 
8.6 Abſ. 3 der Erſten Verordnung über die Aufwertung der Anſprüche aus Pfandbriefen und Schuld- 
verſchreibungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten uſw. vom 10. Dezember 1925 (Geſetzſamml. 
S. 169) erhält hinter Satz 1 folgenden Zuſatz: 5 

Bei dem Bremenſchen ritterſchaftlichen Kreditverein in Stade ſind ſie mit 80 vom Hundert, 
bei dem Kalenberg⸗Göttingen⸗Grubenhagen⸗Hildesheimſchen ritterſchaftlichen Kreditverein in Han⸗ 
nover mit 60 vom Hundert und bei dem ritterſchaftlichen Kreditinſtitute des Fürſtentums Lüneburg 
in Celle mit 50 vom Hundert ihres Goldmarkbetrags auf den Goldmarkbetrag der Hypothek oder 

Darlehnsforderung anzurechnen. = 

Artikel 4. 

Die Vorſchriften der Artikel 1 und 2 finden auf Pfandbriefe oder andere Schuldverſchreibungen oder auf 


verbriefte Darlehen für Grundkreditzwecke von Stadtſchaften, Pfandbriefämtern und gleichartigen öffentlich- 
rechtlichen Kreditanſtalten für den ſtädtiſchen Grundkredit entſprechende Anwendung. Br 


Artikel 5. 


(1) Artikel 1, 2 und 4 treten mit dem Tage ihrer Verkündung, Artikel 3 mit Wirkung vom 15. Juli 
1925 in Kraft. 
(2) Artikel 2 tritt am 31. Dezember 1928 außer Kraft. 


Berlin, den 16. November 1926. 


i Im Auftrage: 
Steiger. n Erythropel. N 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. Der Preußiſche Miniſter 
In Vertretung: 5 für Volkswohlfahrt. 
Fritze. ; In Vertretung: 
8 5 gisch init f Scheidt. 
i er Preußiſche Miniſter für an ie nter 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. N 


3 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Nechtsverordnungen. 
62 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


1. In der Volkswohlfahrt, Amtsblatt des Preußiſchen Miniſters für Volkswohlfahrt, Nr. 21 vom 1. No⸗ 
vember 1926 Sp. 995 iſt eine Verordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt vom 8. Oktober 1926 zu 
§376a R. V. O. über die von den Trägern der Krankenverſicherung an die Hebammen zu zahlenden 
Gebühren veröffentlicht, die am 1. Oktober 1926 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 4. November 1926. 


Preußiſches Miniſterium für Volkswohlfahrt. 


2. Im Preußischen Staatsanzeiger Nr. 258 vom 4. November 1926 iſt eine Anordnung der Miniſter für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten, des Innern, des Finanzminiſters und des Miniſters für Handel und 
Gewerbe über Buchmacherweſen verkündet, die am 5. November 1926 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 11. November 1926. 


Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefeßfamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Juli 1926 über die Verleihung des Enteignungs⸗ 
rechts an die Stadt Königsberg i. Pr. für die Errichtung von Maſten zur Befeſtigung der Tragdrähte für 
die elektriſche Oberleitung der von ihr betriebenen Straßenbahnſtrecken ſowie für die Aufſtellung von 
Feuer⸗ und Unfallmeldern und von Abfallurnen der Städtiſchen Straßenreinigung durch das Amtsblatt 
der Regierung in Königsberg Nr. 41 S. 169, ausgegeben am 9. Oktober 1926; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. September 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Elektrizitätswerke, Aktiengeſellſchaft in Eſſen (Ruhr), für 
den Bau je einer Hochſpannungsleitung von Neuenahr nach Brauweiler und vom Goldenbergwerk über 
Brauweiler nach Oſterath bei Krefeld durch die Amtsblätter 

der Regierung in Köln Nr. 39 S. 147, ausgegeben am 25. September 1926, 
der Regierung in Koblenz Nr. 42 S. 153, ausgegeben am 9. Oktober 1926, und 
der Regierung in Düſſeldorf Nr. 42 S. 235, ausgegeben am 16. Oktober 1926; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. September 1926 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an die Gemeinde Horſt (Kreis Königsberg i. Pr.) für die Umwandlung eines Privatwegs 
in einen Öffentlichen Fuß⸗ und Fahrweg durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 40 ©. 167, 
ausgegeben am 2. Oktober 1926; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. September 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an das Großkraftwerk Hannover, Aktiengeſellſchaft in Hannover, für den Bau einer Hoch⸗ 
ſpannungsleitung von Nienburg a. W. über Dörverden nach Kirchweyhe durch die Amtsblätter 
der Regierung in Hannover Nr. 39 S. 147, ausgegeben am 25. September 1926, und 
der Regierung in Stade Nr. 39 S. 103, ausgegeben am 25. September 1926; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. September 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Stadtgemeinde Harburg für den Neubau einer Oberrealſchule und eines Real- 
une durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 39 S. 157, ausgegeben am 25. Sep⸗ 
tember 1926; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. September 1926 über die Genehmigung des 
XXIX. Nachtrags zu den Neuen Satzungen der Landſchaft der Provinz Sachſen durch das Amtsblatt 
der Regierung in Merſeburg Nr. 40 S. 165, ausgegeben am 2. Oktober 1926; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. September 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Stadtgemeinde Gronau für den Bau von 15 000 Volt-⸗Verteilungsleitungen durch 
das Amtsblatt der Regierung in Hildesheim Nr. 44 S. 149, ausgegeben am 30. Oktober 1926; 


= 


»> 
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8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. September 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Stadtgemeinde Bad Pyrmont für die Vergrößerung des Spiel⸗ und Turnplatzes 
des Realgymnaſiums zu Bad Pyrmont durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 42 S. 164, 
ausgegeben am 16. Oktober 1926; : 


9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Oktober 1926 über die Verleihung des Enteig- 
nungsrechts an den Kreis Melſungen für die Verlegung des Landwegs Spangenberg-Landefeld durch 
das Amtsblatt der Regierung in Caſſel Nr. 42 S. 235, ausgegeben am 16. Oktober 1926; 


10. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Oktober 1926 über die Verleihung des Enteig- 
nungsrechts an die Stadtgemeinde Mettmann für das Schutzgelände für die Brunnen des Waſſerwerkes 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 43 S. 241, ausgegeben am 23. Oktober 1926; 


11. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Oktober 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Rheiniſch-Weſtfäliſche Elektrizitätsverſorgungs-Geſellſchaft m. b. H. in Lennep 
für den Bau einer 100 000 Bolt-Doppelleitung von Letmathe nach Menden durch das Amtsblatt der 
Regierung in Arnsberg Nr. 44 S. 189, ausgegeben am 30. Oktober 1926; 


12. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Oktober 1926 über die Verleihung des Enteig- 
nungsrechts an die Stadtgemeinde Bünde für die Regulierung des Elſefluſſes von der Brücke im Zuge 
der Sachſenſtraße bis zur Eſchenbrücke in Bünde und für die Herſtellung hochwaſſerfreier Deiche durch das 
Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 45 S. 167, ausgegeben am 6. November 1926; 


13. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Oktober 1926 über die Verleihung des Enteig— 
nungsrechts an die Kleinbahn⸗Aktiengeſellſchaft Erfurt-Nottleben in Erfurt für den Bau und Betrieb 
einer Kleinbahn von Erfurt⸗Nord nach Nottleben durch das Amtsblatt der Regierung in Erfurt Nr. 44 
S. 131, ausgegeben am 30. Oktober 1926. 
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